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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 21. April 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Rumänien 
über freundschaftliche Zusammenarbeit und Partnerscha ft  in Europa 

A. Zielsetzung 

Es handelt sich um einen umfassenden Kooperationsvertrag, der 
perspektivische Aussagen zu allen wesentlichen Bereichen der bilate-
ralen Zusammenarbeit enthält. 

B. Lösung 

Ratifizierung des oben genannten Vertrags. Der Vertrag bedarf nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes als Voraussetzung für den 
Austausch der Ratifikationsurkunden der Mitwirkung der gesetzgeben-
den Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (213) — 301 30 — R1 — Ru 26/93 Bonn, den 4. Februar 1993 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 21. April 1992 zwischen der Bundesrepu-

blik Deutschland und Rumänien über freundschaftliche Zusammenarbeit und 
Partnerschaft  in Europa mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 650. Sitzung am 18. Dezember 1992 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie 
aus Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf 

Gesetz 
zu dem Vertrag vom 21. April 1992 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Rumänien 
über freundschaftliche Zusammenarbeit und Partnerscha ft  in Europa 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bukarest am 21. April 1992 unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Rumänien über freundschaftliche Zusammen-
arbeit und Partnerschaft  in Europa wird zugestimmt. Der Vertrag wird nach-
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kra ft . 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 32 Abs. 2 in Kra ft  tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er die politischen Beziehungen des Bundes regelt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 32 Abs. 2 
in Kraft  tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. 

Der Vertrag enthält politische Verpflichtungen und Willensbekundungen, die 
selbst keine finanziellen Auswirkungen haben und auch die Wi rtschaft  nicht mit 
Kosten belasten. Insofern sind keine preislichen Auswirkungen zu erwarten. 

Auswirkungen auf die Umwelt in der Bundesrepublik Deutschland sind ebenfalls 
nicht zu erwarten. 
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Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Rumänien 

über freundschaftliche Zusammenarbeit und Pa rtnerschaft in Europa 

Tratat 
între Republica Federală  Germania ş i România 

privind cooperarea prietenească  şi parteneriatul In Europa 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

Rumänien — 

entschlossen, an die Tradition fruchtbarer Beziehungen zwi-
schen ihren beiden Ländern und Völkern anzuknüpfen und sie im 
Geiste freundschaftlicher Zusammenarbeit und Partnerschaft auf 
eine umfassende und zukunftsweisende neue Grundlage zu stel-
len, 

ermutigt durch die historischen Veränderungen in Europa, wei-
tere entschlossene Schritte zu unternehmen, um die Trennung 
Europas endgültig zu überwinden und eine gerechte und dauer-
hafte europäische Friedensordnung einschließlich kooperativer 
Strukturen der Sicherheit zu schaffen, 

im Bewußtsein ihrer gemeinsamen Interessen und ihrer 
gemeinsamen Verantwortung für den Aufbau eines neuen, durch 
Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit vereinten 
und freien Europa, 

überzeugt, daß die von Rumänien angestrebte Mitgliedschaft 
im Europarat und seine Annäherung an andere europäische 
Institutionen diese Werte stärken wird, 

in der Erkenntnis, daß die wi rtschaftliche Zusammenarbeit ein 
wichtiges Element der Entwicklung der beiderseitigen Beziehun-
gen ist, 

eingedenk des schöpferischen Beitrags beider Völker zum 
gemeinsamen kulturellen Erbe Europas sowie der Bedeutung des 
Kulturaustauschs für das gegenseitige Verständnis und geleitet 
von dem Wunsche, die seit Jahrhunderten andauernde wechsel-
seitige Bereicherung ihrer Kulturen zu bewahren und weiter zu 
vertiefen, 

in dem Bewußtsein, daß die deutsche Minderheit in Rumänien 
einen wertvollen und unverwechselbaren Beitrag zum Leben der 
rumänischen Gesellschaft geleistet hat und weiterhin leistet und 
somit eine natürliche Brücke zwischen beiden Völkern begründet, 

gewillt, diesen historischen Beitrag zum gemeinsamen Wohl 
weiter wirksam zu erhalten, 

Republica Federal ă  Germania 

şi 

România 

Hotărîte să  continue traditiile relatiilor fructuoase dintre ţările şi 
popoarele lor ş i să  le aşeze pe o bază  nouă, largă , orientată  spre 
viitor, In spriritul cooperärii prietene şti şi parteneriatului, 

Încurajate de schimbärile istorice din Europa s ă  întreprindă  noi 
paşi hotărî ţi pentru depăşirea definitivä a divizării Europei şi 
pentru crearea unei ordini juste şi durabile de pace în Europa, 
precum şi a unor structuri cooperative de securitate, 

Conştiente de interesele lor comune şi de răspunderea lor 
comună  pentru edificarea unei noi Europe, liberă  şi unitä prin 
drepturile omului, democra ţie şi statul de drept, 

Convinse că  dobîndirea calitä ţii de membru al Consiliului Euro-
pei, spre care aspiră  România, şi aproprierea ei de alte institu ţii 
europene vor întări aceste valori, 

Recunoscînd cš un element important pentru dezvoltarea rela-
ţiilor bilaterale îl reprezintă cooperarea economică, 

Ţ inînd seama de contribu ţia creatoare a celor două popoare la 
moştenirea culturală  comunä a Europei şi de însemnătatea 
schimburilor culturale pentru în ţelegerea reciprocă şi călăuzite de 
dorin ţa de a păstra şi valorifica îmbogăţirea reciprocă a culturii lor, 
acumulate de-a lungul secolelor, 

Conştiente că  minoritatea german ă  din Romănia a adus ş i 
aduce în continuare o contribu ţie valoroasă şi inconfundabilä la 
via ţa societăţii româneşti şi constituie astfel o punte firească de 
legătură  între cele două  popoare, 

In dorinţa de a păstra viabilă această contribuţie istorică, spre 
binele comun, 
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in der festen Überzeugung, daß der jungen Generation bei der 
zukunftsweisenden Gestaltung von Dialog und Zusammenarbeit 
zwischen beiden Ländern eine besondere Rolle zukommt — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Die Vertragsparteien werden ihre Beziehungen im Geiste 
der freundschaftlichen und pa rtnerschaftlichen Zusammenarbeit 
in Europa gestalten und entwickeln. Sie streben eine enge 
Zusammenarbeit auf allen Gebieten an; soweit erforderlich, wer-
den sie weitere Vereinbarungen treffen. 

(2) Sie streben die Schaffung eines Europa an, in dem die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich derjenigen 
der Angehörigen nationaler Minderheiten, auf der Grundlage von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit geachtet werden. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien handeln bei der Gestaltung ihrer Bezie-
hungen und in Fragen des Friedens, der Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa und in der Welt in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht, insbesondere der Charta der Vereinten Nationen, 
sowie mit der Schlußakte von Helsinki vom 1. August 1975, der 
Charta von Paris für ein neues Europa vom 21. November 1990 
sowie den anderen KSZE-Dokumenten. Sie lassen sich dabei 
insbesondere von folgenden Grundsätzen leiten: 

Oberstes Ziel ihrer Politik ist es, den Frieden zu wahren und zu 
festigen sowie jede A rt  von Krieg und bewaffnete Konflikte zuver-
lässig zu verhindern. 

Sie bekennen sich gemeinsam dazu, daß die in der Charta von 
Paris bekräftigten Prinzipien der Achtung der Menschenrechte, 
der Verwirklichung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie unver-
brüchlichen Bestand haben müssen und sind sich insbesondere 
in der Absage an jede Form totalitärer Herrschaft einig. 

Sie achten die souveräne Gleichheit, die territoriale Integrität, die 
Unverletzlichkeit der Grenzen, die politische Unabhängigkeit aller 
Staaten sowie den Grundsatz des Verbots der Drohung mit oder 
Anwendung von Gewalt. 

Sie lösen ihre Streitigkeiten ausschließlich mit friedlichen Mitteln. 

Sie bekräftigen das Recht aller Völker, ihr Schicksal frei und ohne 
äußere Einmischung zu bestimmen und ihre politische, wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Entwicklung nach eigenen Wünschen 
zu gestalten. 

Sie stellen den Menschen mit seiner Würde und mit seinen 
Rechten, die Sorge für das Überleben der Menschheit und die 
Erhaltung der natürlichen Umwelt in den Mittelpunkt ihrer Politik. 

Artikel 3 

Die Vertragsparteien werden den Prozeß der Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa auf der Grundlage der Schlußakte von 
Helsinki und der nachfolgenden KSZE-Dokumente, insbesondere 
der Charta von Paris für ein neues Europa, unterstützen und unter 
Mitwirkung aller Teilnehmerstaaten weiter stärken und entwickeln, 
namentlich durch die Nutzung und den geeigneten Ausbau der 
neu geschaffenen Strukturen und Institutionen. Die Garantie der 
Menschenrechte sowie von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
ist ihnen ein gemeinsames Anliegen. 

Artikel 4 

(1) Die Vertragsparteien haben in einem sich wandelnden politi-
schen und militärischen Umfeld in Europa das gemeinsame Ziel, 
durch den Aufbau kooperativer Sicherheitsstrukturen auf eine 
Stärkung der Stabilität und Erhöhung der Sicherheit hinzuwirken. 
Sie werden insbesondere zusammenarbeiten, um die sich erge-
benden neuen Möglichkeiten gemeinsamer Anstrengungen im 
Bereich der Sicherheit zu nutzen. 

Ferm convinse că  tinerei genera ţii îi revine un rol deosebit în 
organizarea de perspectivă  a dialogului şi a cooperärii dintre cele 
douä ţări, 

Au convenit următoarele: 

Articolul 1 

(1) Păr ţile Contractante vor organiza şi dezvolta reiaţiile dintre 
ele in spiritul cooperării prieteneşti şi de parteneriat în Europa. Ele 
vor ac ţiona pentru realizarea unei strînse colaborări în toate 
domeniile; dacă  va fi necesar, vor încheia noi în ţelegeri. 

(2) Ele tind spre crearea unei Europe,  în care, pe baza demo-
cra ţiei şi a statului de drept, vor fi respectate drepturile omului şi 
libertä ţile fundamentale, inclusiv cele ale persoanelor aparţinînd 
minoritä ţilor naţionale. 

Articolul 2 

Păr ţile Contractante, în organizarea relaţiilor dinţre ele, precum 
şi în problemele păcii, securitä ţii şi colaborării în Europa şi în lume, 
vor ac ţiona în conformitate cu dreptul internaţional, în special cu 
Carta Na ţiunilor Unite, precum şi cu Actul Final de la Helsinki din 
1 august 1975, cu Carta de la Paris pentru o nouă  Europă  din 
21 noiembrie 1990, precum ş i cu celelalte documente ale Confe-
rin ţei pentru Securitate şi Cooperare în Europa. Ele se vor călăuzi 
îndeosebi după  următoarele principii: 

Obiectivul suprem al politicii lor este men ţinerea şi consolidarea 
păcii şi prevenirea sigur ă  a oricăror războaie şi a altor conflicte 
armate. 

Ele se pronunţă  pentru valabilitatea de durat ă  a principiilor confir-
mate în Carta de la Paris, referitoare la respectarea drepturilor 
omului, edificarea statului de drept şi a democra ţiei şi, în mod 
deosebit, sînt de acord că  orice formă  de domina ţie totalitară  
trebuie respinsă . 

Ele respectă  egalitatea suverană, integritatea teritorială, inviolabi-
litatea frontierelor, independen ţa politică a tuturor statelor, precum 
şi principiul interzicerii amenin ţării cu for ţa şi a folosirii forţei. 

Ele vor solu ţiona diferendele dintre ele exclusiv prin mijloace 
paşnice. 

Ele reafirmă  dreptul tuturor popoarelor de a-ş i hotărî soarta în 
mod liber ş i fă ră  amestec din afară  ş i de a-ş i înfăptui dezvoltarea 
politică, economică, socială  ş i culturală  aşa cum o doresc. 

Ele vor aşeza în centrul politicii lor fiin ţa umană cu demnitatea şi 
cu drepturile sale, preocuparea pentru supravie ţuirea omenirii şi 
păstrarea mediului natural. 

Articolul 3 

Păr ţile Contractante vor sprijini procesul securităţii şi cooperării 
în Europa, pe baza Actului final de la Helsinki şi a celorlalte 
documente C.S.C.E., în special Carta de la Paris pentru o nou ă  
Europă ; ete vor contribui, împreun ă  cu toate statele participante, 
la consolidarea ş i dezvoltarea în continuare a acestui proces, în 
special prin folosirea şi dezvoltarea adecvată  a structurilor ş i 
institu ţiilor nou create. Garantarea drepturilor omului, precum şi a 
democra ţiei şi a statului de drept reprezintă pentru ele o problemă  
de interes comun. 

Articolul 4 

(1) Părţile Contractante au obiectivul comun de a ac ţiona, în 
contextul politic ş i militar aflat in plin ă  schimbare în Europa, pentru 
consolidarea stabiliţăţ ii şi pentru sporirea securit ăţ ii prin dezvolta-
rea unor structuri cooperative de securitate. Ele vor colabora în 
mod deosebit pentru a folosi posibilit ăţ ile noi în vederea eforturilor 
comune în domeniul securit ăţ ii. 
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(2) Sie treten dafür ein, daß Streitkräfte und Rüstungen durch 
verbindliche und wirksam überprüfbare Vereinbarungen auf ein 
möglichst niedriges Niveau reduziert werden, das zur Verteidi-
gung ausreicht, aber nicht zum Angriff befähigt. 

(3) Sie werden sich, auch gemeinsam, für die volle Umsetzung 
der bestehenden Übereinkünfte im Bereich der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und für den weiteren Ausbau von Maßnahmen 
der Rüstungskontrolle einsetzen, die Stabilität und Vertrauen in 
Europa, auch im Hinblick auf seine einzelnen Regionen, stärken 
und zu größerer Offenheit führen. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien betonen die bedeutende Rolle von 
Konsultationen auf allen Ebenen über wichtige Fragen der inter-
nationalen Politik, der Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 
sowie über die weitere Ausgestaltung der bilateralen Beziehun-
gen. 

(2) Die Außenminister tragen für die Durchführung des Vertrags 
in seiner Gesamtheit Sorge. Die Vertragsparteien befürworten 
Konsultationen auch der Fachminister und der leitenden Beam-
ten. 

(3) Gemischte Kommissionen üben ihre Tätigkeit je nach 
Bedarf gemäß gegenseitiger Absprache aus. 

Artikel 6 

Falls eine Situation entsteht, die nach Meinung einer Vertrags-
partei eine Bedrohung für den Frieden oder eine Verletzung des 
Friedens darstellt oder gefährliche internationale Verwicklungen 
hervorrufen kann, so werden beide Vertragsparteien im Rahmen 
der Verfahren der KSZE wie auch der Vereinten Nationen zusam-
menarbeiten. Sie werden unverzüglich miteinander Verbindung 
aufnehmen und bemüht sein, ihre Positionen abzustimmen und 
Einverständnis über Maßnahmen zu erzielen, die geeignet sind, 
die Lage zu verbessern oder zu bewältigen. 

Artikel 7 

(1) Die Vertragsparteien unterstützen die Kontakte und den 
Erfahrungsaustausch zwischen den Parlamenten zur Stärkung 
des Demokratisierungsprozesses, zur Förderung der bilateralen 
Beziehungen und im Hinblick auf die Zusammenarbeit in Europa. 

(2) Sie ermutigen Städte, Gemeinden und andere Gebietskör-
perschaften zu pa rtnerschaftlicher Zusammenarbeit und direkten 
Kontakten. 

Artikel 8 

(1) Die Vertragsparteien betonen die bedeutende Rolle der 
regionalen Zusammenarbeit, darunter der Donauanliegerstaaten, 
für das Zusammenwachsen Europas. 

(2) Sie werden ihre Zusammenarbeit untereinander und mit 
anderen Donauanliegerstaaten erweitern, um die Schiffahrt auf 
der Donau weiterzuentwickeln. Besondere Bedeutung messen sie 
der Zusammenarbeit bei der Verhütung, Erfassung und Beseiti-
gung der Umweltbelastungen an der Donau und in ihrem Einzugs-
gebiet bei. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien messen dem Ziel der Europäischen 
Einheit auf der Grundlage der Menschenrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit höchste Bedeutung bei und werden sich für 
die Erreichung dieser Einheit einsetzen. 

(2) Sie messen einer Mitgliedschaft Rumäniens im Europarat 
hohe Bedeutung für dessen Integration in die auf diese Werte 
gegründete Staatengemeinschaft bei. Sie werden ihre Zusam-
menarbeit im Rahmen der Institutionen und Verträge des Europa-
rats im Hinblick auf diese Zielsetzung und eine verstärkte Einbe-
ziehung dieser europäischen Staatenorganisation in den Bau des 
künftigen Europas verstärken. 

(2) Ele se pronunţă  pentru realizarea unor în ţelegeri obligatorii 
şi eficient verificabile pentru reducerea for ţelor armate şi arma-
mentelor la un nivel cît mai sc ăzut, care să fie suficient pentru 
apărare, dar să  nu permită  comiterea unei agresiuni. 

(3) Ele se angajează  să  ac ţioneze, atît fiecare cît şi împreună, 
pentru deplina aplicare a conven ţiilor existente în domeniul dezar-
mării şi al controlului înarmărilor, pentru lărgirea în continuare a 
măsurilor de control al înarmărilor, de natură  să  întărească  stabili-
tatea şi încrederea în Europa, inclusiv în diferite regiuni ale 
acesteia, ş i să  ducă  la o mai mare transparen ţă. 

Articolul 5 
(1) Păr ţile Contractante subliniază rolul important al consultări-

lor, la toate nivelele, cu privire la probleme impo rtante interna ţio-
nale, ale securităţii şi cooperării în Europa, precum şi cu privire la 
dezvoltarea în continuare a rela ţiilor bilaterale. 

(2) Miniştrii afacerilor externe se vor îngriji de aplicarea prezen-
tului Tratat, în ansamblu. Păr ţile Contractante se pronunţă pentru 
organizarea de consult ări între miniştrii de resort, precum şi între 
înal ţi funcţionari. 

(3) Potrivit necesităţilor, comisiile mixte î şi vor desfăşura activi-
tatea pe bază  de înţelegeri. 

Articolul 6 
În cazul apari ţiei unei situatii care, după părerea uneia din 
Păr ţile Contractante, reprezintă o ameninţare la adresa păcii sau 
o încălcare a păcii, sau poate genera o situa ţie intemaţională  
periculoasă, cele două  Păr ţi Contractante vor coopera în cadrul 
procedurilor Conferin ţei pentru Securitate şi Cooperare in Europa 
şi ale Organiza ţiei Naţiunilor Unite. Ele vor intra imediat în contact 
şi se vor strădui să-şi armonizeze pozi ţiile şi să se pună de acord 
asupra unor măsuri de natura să  ducă  la ameliorarea acestei 
situa ţii sau la soluţionarea ei. 

Articolul 7 
(1) Păr ţile Contractante vor sprijini contactele şi schimbul de 

experien ţă între parlamente în vederea consolidării procesului 
de democratizare şi pentru promovarea rela ţiilor bilaterale şi a 
cooperării în Europa. 

(2) Ele vor încuraja dezvoltarea cooper ării de parteneriat ş i a 
contactelor directe dintre ora şe; comune ş i alte unităţi administra-
tiv-teritoriale. 

Articolul 8 
(1)Pă r ţite Contractante subliniază rolul important al cooperării 

regionale, inclusiv dintre statele riverane la Dun ăre, în vederea 
dezvoltării împreună  a Europei. 

(2) Ele vor extinde cooperarea lor reciproc ă, precum ş i cu alte 
state riverane la Dunăre, în vederea dezvoltării în continuare a 
naviga ţiei pe Dunăre. Ele vor acorda o atenţie deosebită cooperă -
rii în domeniul prevenirii, constat ării ş i eliminării poluării apelor 
Dunării ş i a zonelor adiacente. 

Articolul 9 
(1)Pă r ţite Contractante acordă cea mai mare însemnătate 

obiectivului Unităţii Europene pe baza drepturilor omului, demo-
cra ţiei şi statului de drept şi vor acţiona pentru realizarea acestei 
unităţ i. 

(2) Ele acordă  o mare însemnătate participării României ca 
membru la Consiliul Europei, în vederea integr ării ei în comuni-
tatea statelor bazată  pe aceste valori. Ele vor intensifica coopera-
rea lor în cadrul institu ţiilor şi convenţiilor Consiliului Europei, în 
vederea realizării acestor obiective ş i a unei implicări mai accen-
tuate a acestei organiza ţii a statelor europene în construcţia 
Europei viitorului. 
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(3) Mit dem Abschluß des Handels- und Kooperationsabkom-
mens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und Rumä-
nien ist die Grundlage geschaffen worden, um über kurzfristige 
Hilfsmaßnahmen hinaus auch mittelfristig zur Unterstützung des 
politischen • und wi rtschaftlichen Reformprozesses beizutragen. 

(4) Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt Bemühungen, 
die Grundlagen für eine weitere wi rtschaftliche und politische 
Heranführung Rumäniens an die Europäische Gemeinschaft, ins-
besondere durch den Abschluß eines Assoziierungsabkommens, 
zu schaffen. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien werden sich für die Ausweitung und 
Diversifizierung ihrer wi rtschaftlichen Beziehungen in allen Berei-
chen einsetzen. Sie werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Gesetzgebung und ihrer ' Verpflichtungen aus internationalen 
Verträgen', darunter den Verpflichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland aus der Mitgliedschaft in der Europäischen Gemein-
schaft, die günstigsten Rahmenbedingungen, insbesondere auf 
wi rtschaftlichem, rechtlichem und organisatorischem Gebiet, für 
natürliche und juristische Personen für unternehmerische und 
wirtschaftliche Tätigkeit schaffen. 

(2) Sie sind sich einig darüber, daß der in Rumänien eingelei-
tete wi rtschaftliche Umgestaltungsprozeß durch internationale 
Zusammenarbeit gefördert werden soll. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist bereit, sowohl bilateral als auch multilateral auf 
die Unterstützung der wi rtschaftlichen Entwicklung Rumäniens in 
Richtung auf eine voll entwickelte soziale Marktwirtschaft hinzu-
wirken als Beitrag zum Abbau des wi rtschaftlichen Entwicklungs-
unterschieds in Europa. 

(3) Die Vertragsparteien bekunden ihre Bereitschaft, unter 
Berücksichtigung ihrer beiderseitigen Interessen und der Zusam-
menarbeit mit anderen Ländern im Rahmen der multilateralen 
Finanzinstitutionen, insbesondere des Internationalen Währungs-
fonds, der Weltbank und der Europäischen Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung zusammenzuarbeiten. 

(4) Sie werden insbesondere die Zusammenarbeit zur Förde-
rung und zum gegenseitigen Schutz von Investitionen auf der 
Grundlage des am 12. Oktober 1979 geschlossenen Vertrags 
unter Ausnutzung der verfügbaren Instrumente weiterentwickeln. 
Besondere Aufmerksamkeit wird der Zusammenarbeit zwischen 
kleineren und mittleren Betrieben gelten. 

(5) Sie werden die Zusammenarbeit bei der Aus- und Weiterbil-
dung von Fach- und Führungskräften der Wi rtschaft  unterstützen 
und ausbauen. 

Artikel 11 

Die Vertragsparteien sind sich einig über die besondere Bedeu-
tung ihrer Zusammenarbeit bei der Produktion landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, bei deren Verarbeitung, Transpo rt  und Lagerung 
sowie bei der Schaffung und Förderung moderner, hochleistungs-
fähiger landwirtschaftlicher Betriebe, die Kooperationsbeziehun-
gen mit der Nahrungsmittel- und Verarbeitungsindustrie sowie 
dem Handel unterhalten. 

Artikel 12 
(1) Die Vertragsparteien messen der Erkennung und Abwehr 

drohender Gefahren für die Umwelt und der Erhaltung der natürli-
chen Lebensgrundlagen auch im Interesse künftiger Generatio-
nen große Bedeutung bei. Sie bekräftigen ihre Entschlossenheit, 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes ver-
traglich auszubauen und auch im multilateralen Rahmen weiter zu 
intensivieren. 

(2) Sie setzen sich für eine europäische Umweltpolitik ein, die 
eine dauerhafte umweltverträgliche Entwicklung in ganz Europa 
zum Ziel hat. 

(3) Prin încheierea acordului comercial şi de cooperare dintre 
Comunitătile Europene şi România s-au creat premisele pentru a 
putea contribui — pe lîng ă  ajutorul pe termen scurt — şi prin măsuri 
pe termen mediu, la sprijinirea procesului de reforme politice ş i 
economice. 

(4) Republica Federală  Germania sprijină  eforturile în vederea 
creării condi ţiilor pentru o continuă apropiere economică şi politică  
a României de Comunitatea European ă, în special prin încheierea 
unui acord de asociere. 

Articolul 10 

(1)Pă r ţile Contractante vor promova extinderea şi diversifica-
rea rela ţiilor lor economice, în toate domeniile. În cadrul legislaţiei 
lor na ţionale şi a obligaţiilor lor decurgînd din tratate intemaţio-
nale, inclusiv a obliga ţiilor Republicii Federale Germania decur-
gînd din participarea sa ca membru la Comunitatea Europeană , 
ele vor acorda persoanelor fizice şi juridice cele mai avantajoase 
condi ţii-cadru, îndeosebi în domeniul economic, juridic şi organi-
zatoric, pentru activit ăţ i cu caracter economic şi lucrativ. 

(2) Ele sînt de acord că  înfăptuirea reformei economice care a 
început în Romănia trebuie să  fie sprijini ţă  prin cooperare interna-
ţională. Republica Federală Germania este dispusă să acţioneze, 
atît bilateral cît şi multilateral, pentru sprijinirea dezvoltării econo-
mice a României în direc ţia unei economii sociale de piaţă pe 
deplin dezvoltate, ca o contribu ţie la diminuarea diferenţelor în 
nivelul de dezvoltare economic ă  în Europa. 

(3)Pă r ţile Contractante îşi exprimă disponibilitatea lor de a 
coopera în cadrul institu ţiilor financiare multilaterale, în special cu 
Fondul Monetar Interna ţional, Banca Mondială şi Banca Euro-
peană  pentru Reconstruc ţie şi Dezvoltare, ţinînd cont de intere-
sele lor reciproce şi de cooperarea cu alte ţări. 

(4) Ele vor ac ţiona indeosebi pentru dezvoltarea în continuare a 
cooperării cu privire la promovarea şi garantarea reciproc ă  a 
investi ţiilor de capital, pe baza acordului încheiat la 12 octombrie 
1979, folosind instrumentele disponibile. O aten ţie deosebită se 
va acorda cooperării dintre întreprinderile mici şi mijlocii. 

(5) Ele vor sprijini şi extinde colaborarea î n domeniul pregătirii şi 
perfec ţionării de specialişti şi factori de conducere din economie. 

Articolul 11 

Pă r ţile Contractante sînt de acord în ceea ce priveşte însemnă -
tatea deosebită  a cooperării lor în domeniul produc ţiei, transportu-
lui, depozitării şi prelucrării produselor agricole, precum şi pentru 
crearea şi dezvoltarea unor exploat ări agricole moderne şi efi-
ciente, care să  între ţinä relaţii de cooperare cu industria alimen-
tară  şi prelucrătoare, precum şi cu re ţelele de comercializare. 

Articolul 12 
(1)Pă r ţile Contractante acordă o mare importanţă identificării şi 

combaterii pericolelor care ameninţă  mediul înconjurător şi con-
servării bazelor naturale de via ţă , ţinînd seama şi de interesele 
genera ţiilor viitoare. Ele reafirmă hotărîreator de a extinde colabo-
rarea în domeniul protec ţiei mediului, pe bază de acorduri, precum 
şi de a o intensifica în continuare în cadrul multilateral. 

(2) Ele se pronunţă  pentru o politică  europeană  a mediului 
înconjurător, în scopul unei dezvolt ări de durată, compatibilă  din 
punct de vedere ecologic, în întreaga Europ ă . 
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Artikel 13 

(1) Die Vertragsparteien streben eine Intensivierung des Lu ft-, 
Eisenbahn- und Straßenverkehrs sowie der See- und Binnen-
schiffahrt unter Nutzung modernster Technologien an. 

(2) Sie bemühen sich, günstige Rahmenbedingungen für die 
Nutzung ihrer Verkehrswege und ihrer Verkehrsmittel bei Beför-
derung zwischen ihren Hoheitsgebieten und im Durchgangsver-
kehr zu schaffen. 

(3) Sie streben auch die Erweiterung, Verbesserung und Har-
monisierung der Kommunikationsverbindungen zwischen beiden 
Ländern unter Berücksichtigung der internationalen und insbe-
sondere der europäischen Entwicklung in Normung und Techno-
logie an. Dies gilt insbesondere für Telefon- und Telexverbindun-
gen sowie Verbindungen zur elektronischen Datenübertragung. 

Artikel 14 

Die Vertragsparteien werden auf der Grundlage der geschlos-
senen Übereinkünfte die wissenschaftlich-technologische Zusam-
menarbeit zum Wohle der Menschen und zu friedlichen Zwecken 
weiter ausbauen. Sie werden hierzu gemeinsame Vorhaben 
durchführen und entsprechende Initiativen von Wissenschaftlern 
und Forschungseinrichtungen unterstützen. Sie werden den Aus-
tausch von Wissenschaftlern und Fachleuten, von wissenschaft-
lich-technischer Information und Dokumentation sowie den 
Zugang zu Archiven, Bibliotheken, Forschungsinstituten und ähn-
lichen Einrichtungen erleichtern. 

Artikel 15 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren, die im Dokument des 
Kopenhagener Treffens über die menschliche Dimension der 
KSZE vom 29. Juni 1990 sowie in weiteren KSZE-Dokumenten 
niedergelegten Standards zum Schutze von Minderheiten als 
Recht anzuwenden. 

(2) Die Angehörigen der deutschen Minderheit in Rumänien, 
das heißt rumänische Staatsangehörige deutscher Abstammung, 
haben demzufolge insbesondere das Recht, einzeln oder in 
Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe ihre ethni-
sche, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität frei zum Aus-
druck zu bringen, zu bewahren und weiterzuentwickeln, frei von 
jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen assimiliert zu werden. 
Sie haben das Recht, ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten 
ohne jegliche Diskriminierung und in voller Gleichheit vor dem 
Gesetz voll und wirksam auszuüben. Die Angehörigen der deut-
schen Minderheit haben das Recht, wirksam an öffentlichen 
Angelegenheiten teilzunehmen, einschließlich der Mitwirkung an 
Angelegenheiten betreffend den Schutz und die Förderung ihrer 
Identität. 

(3) Die Zugehörigkeit zur deutschen Minderheit in Rumänien ist 
persönliche Entscheidung jedes einzelnen, die für ihn keinen 
Nachteil mit sich bringen darf. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung und 
Verwirklichung dieses Artikels werden die Vertragsparteien, unbe-
schadet der Bestimmungen von Artikel 5, die geltenden KSZE-
Streitregelungsverfahren anwenden. Sie sind sich auch einig, daß 
im Interesse des Personenkreises, auf den sich dieser Artikel 
bezieht, und der Förderung der Verständigung, des Vertrauens 
und der gegenseitigen Achtung, keine der Vertragsparteien ein-
seitig ein solches Streitregelungsverfahren für unanwendbar er-
klärt. 

Artikel 16 

(1) Rumänien schützt und unterstützt die Identität der Angehöri-
gen der deutschen Minderheit in Rumänien durch konkrete Förde-
rungsmaßnahmen, insbesondere durch die Schaffung günstiger 
Bedingungen für das Wirken deutschsprachiger Schulen und 
Kuttureinrichtungen in Gebieten, in denen Angehörige dieser 
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Gruppe leben. Rumänien ermöglicht und erleichtert Förderungs-
maßnahmen aus der Bundesrepublik Deutschland zugunsten der 
deutschen Minderheit in Rumänien. 

(2) Die Vertragsparteien vereinbaren Programme mit konkreten 
Maßnahmen, um unter den gewandelten Bedingungen in Rumä-
nien den Bestand der deutschen Minderheit zu sichern und um sie 
bei der Neugestaltung ihres gesellschaftlichen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Lebens zu unterstützen. Diese Maßnahmen sind 
so zu gestalten und durchzuführen, daß sie nicht die Rechte 
anderer rumänischer Staatsangehöriger verletzen. 

Artikel 17 

Keine der Verpflichtungen aus den Artikeln 15 und 16 darf so 
ausgelegt werden, daß sie das Recht begründet, eine Tätigkeit 
auszuüben oder eine Handlung zu begehen, die in Widerspruch 
zu den Zielen und Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen, 
anderen völkerrechtlichen Verpflichtungen oder den Bestimmun-
gen der Schlußakte von Helsinki sowie der Charta von Paris, 
einschließlich des Prinzips der territorialen Integrität der Staaten, 
steht. 

Artikel 18 

(1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, auf der Grund-
lage der zwischen ihnen bestehenden Abkommen und Vereinba-
rungen den Kulturaustausch in allen Bereichen und auf allen 
Ebenen zu intensivieren und auszubauen, um damit zu einem 
gegenseitigen Kennenlernen der nationalen Kulturen und zu einer 
Bereicherung des gemeinsamen kulturellen Erbes Europas beizu-
tragen. 

(2) Die Beauftragten der Vertragsparteien werden sich regelmä-
ßig treffen, um den Kulturaustausch in allen Bereichen zu bewer-
ten und Empfehlungen auszusprechen. 

(3) Die Vertragsparteien ermutigen die unmittelbare kulturelle 
Zusammenarbeit, insbesondere zwischen kulturellen Institutionen 
und Organisationen, Vereinigungen von Künstlern und Künstlern 
beider Länder. 

Artikel 19 

(1) Die Vertragsparteien werden bei der Erhaltung und Pflege 
des europäischen kulturellen Erbes, einschließlich der Denkmal-
pflege, zusammenarbeiten. 

(2) Sie werden sich insbesondere der auf ihrem Gebiet befindli-
chen Orte und Kulturgüter annehmen, die von geschichtlichen 
Ereignissen sowie kulturellen und wissenschaftlichen Leistungen 
und Traditionen der anderen Kultur zeugen. Sie werden zu ihnen 
freien und ungehinderten Zugang ermöglichen beziehungsweise 
sich für einen solchen Zugang einsetzen, soweit dieser nicht in 
staatlicher Zuständigkeit geregelt werden kann. Die genannten 
Orte und Kulturgüter stehen unter dem Schutz der Gesetze. Die 
Vertragsparteien werden, von dem Wunsche beider Völker gelei-
tet, einander besser kennen- und verstehen zu lernen, gemein-
same Initiativen in diesem Bereich verwirklichen. 

Artikel 20 

Die Vertragsparteien werden das Abkommen über die gegen-
seitige Errichtung und die Tätigkeit von Kultur- und Informations-
zentren mit Leben erfüllen und voll ausschöpfen. 

Artikel 21 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Absicht, die schulische 
und wissenschaftliche Zusammenarbeit auf allen Gebieten auszu-
weiten. Insbesondere werden sie die unmittelbare Kooperation 
zwischen Schulen, Hochschulen und den wissenschaftlichen Ein-
richtungen durch den Austausch von Schülern, Studenten, Leh-
rern und wissenschaftlichen Lehrkräften fördern. Sie streben die 
Einrichtung von Schulen in Rumänien an, an denen in beiden 
Sprachen unterrichtet wird. 
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(2) Sie streben an, die Möglichkeiten einer gegenseitigen Aner-
kennung von Hochschulabschlüssen zu erweitern. 

Artikel 22 

Die Vertragsparteien messen der Zusammenarbeit in der beruf-
lichen Bildung große Bedeutung bei und werden sie ausbauen 
und vertiefen. 

Artikel 23 

(1) Die Vertragsparteien werden umfassende Kontakte, insbe-
sondere Besuche und persönliche Begegnungen ihrer Bürger 
fördern; die sie als wesentliche Voraussetzung für das gegensei-
tige Kennenlernen und die Vertiefung des Verständnisses zwi-
schen ihren Völkern betrachten. 

(2) Sie unterstützen die enge Zusammenarbeit zwischen den 
politischen Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und Religionsge-
meinschaften, Stiftungen, Sportorganisationen, sozialen Einrich-
tungen, Frauen-, Umweltschutz- und anderen gesellschaftlichen 
Organisationen und Verbänden. 

Artikel 24 

(1) Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Bereitschaft, allen 
interessie rten Personen breiten Zugang zu Sprache und Kultur 
des anderen Landes zu ermöglichen. Sie unterstützen entspre-
chende Initiativen öffentlicher und privater Träger. 

(2) Sie werden bei der Entsendung von Lehrern, der Aus- und 
Fortbildung von Lehrkräften sowie bei der Entwicklung und Bereit-
stellung von Lehrmaterial, einschließlich des Einsatzes von audio-
visuellen Materialien, zusammenarbeiten. 

(3) Sie setzen sich dafür ein, den Unterricht der Sprache des 
anderen Landes an Schulen und anderen Bildungseinrichtungen 
zu erweitern. Sie werden sich bemühen, an ihren Hochschulen die 
Möglichkeiten des Studiums der Kultur, Literatur und Sprache des 
anderen Landes auszubauen. 

Artikel 25 

Die Vertragsparteien messen bei der künftigen Gestaltung ihrer 
Beziehungen der aktiven Beteiligung der jungen Generation zur 
Förderung des gegenseitigen Verständnisses wesentliche Bedeu-
tung zu. Sie treten deshalb für umfassende und enge Kontakte 
der deutschen und der rumänischen Jugend ein. Sie werden 
daher die Begegnung, den Austausch und die Zusammenarbeit 
von Jugendlichen unterstützen und fördern. 

Artikel 26 
(1) Die Vertragsparteien befürworten die Zusammenarbeit der 

Medien, insbesondere von Fernsehen, Hörfunk und gedruckten 
Medien. Sie setzen sich dafür ein, daß Rundfunkprogramme des 
jeweils anderen Landes ungehindert empfangen werden können. 

(2) Sie kommen überein, daß Publikationen sowie Beilagen zu 
Tages- und Wochenzeitungen in der Sprache des anderen Lan-
des frei hergestellt und vertrieben werden können. Publikationen 
des anderen Landes können in Übereinstimmung mit den Arti-
keln 19 und 20 des Internationalen Paktes über bürgerliche und 
politische Rechte ungehindert eingeführt und vertrieben werden. 

Artikel 27 

Die Vertragsparteien werden im Einklang mit dem erreichten 
Stand ihrer rechtlichen Beziehungen alle geeigneten Maßnahmen 
treffen, um den Reise- und Fremdenverkehr zu fördern und zu 
erleichtern. 

Artikel 28 

(1) Die Zusammenarbeit der Vertragsparteien bezieht sich auch 
auf das Gesundheitswesen einschließlich der Beratung bei des-
sen Umstellung und Modernisierung in Rumänien. 
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(2) Sie werden im Bereich der sozialen Sicherung sowie der 
arbeits- und sozialpolitischen Zusammenarbeit ihre Beziehungen 
ausbauen und vertiefen. 

Artikel 29 

(1) Die Vertragsparteien werden zur Verbesserung des Rechts-
hilfeverkehrs in Zivil- und Strafsachen wie auch in Verwaltungsan-
gelegenheiten sowie im Konsularwesen unter Berücksichtigung 
ihrer Rechtsordnungen sowie mehrseitiger Übereinkünfte zusam-
menarbeiten. Dabei widmen sie den Möglichkeiten der Verfah-
rensvereinfachung zum Nutzen ihrer Bürger besondere Aufmerk-
samkeit. 

(2) Sie werden im Rahmen ihrer Rechtsordnungen bei der 
Bekämpfung der Kriminalität, insbesondere der organisierten Kri-
minalität einschließlich des illegalen Rauschgifthandels, des inter-
nationalen Terrorismus, der unerlaubten Ein- oder Durchreise von 
Personen, des strafbaren Waffenhandels sowie der illegalen Ver-
schiebung von Kunstgegenständen zusammenwirken. 

Artikel 30 

Die Vertragsparteien werden zusammenwirken, um sich gegen-
seitig bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen Hilfe zu 
leisten. 

Artikel 31 

Dieser Vertrag richtet sich gegen niemanden. Er berührt nicht 
die Rechte und Verpflichtungen aus geltenden zweiseitigen und 
mehrseitigen Übereinkünften, die von den Vertragsparteien mit 
anderen Staaten geschlossen wurden. 

Artikel 32 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt am Tage des Austauschs der Ratifika-
tionsurkunden in Kraft . 

(3) Dieser Vertrag gilt für die Dauer von zehn Jahren. Danach 
verlängert er sich stillschweigend um jeweils weitere fünf Jahre, 
sofern nicht eine der Vertragsparteien den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Jahr vor Ablauf der jeweiligen Gel-
tungsdauer schriftlich kündigt. 

Zu Urkund dessen haben die Vertreter beider Vertragsparteien 
diesen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

Geschehen zu Bukarest am 21. April 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und rumänischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pentru Republica Federal ă  Germania 
Hans-Dietrich Genscher 

Für Rumänien 
Pentru România 

Adrian Nastase 
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Denkschrift zum Vertrag 

Allgemeines 

Der am 21. April 1992 von Bundesminister Genscher und 
dem rumänischen Außenminister Nastase in Bukarest 
unterzeichnete Vertrag über freundschaftliche Zusammen-
arbeit und Partnerschaft in Europa gibt den Beziehungen 
der beiden Länder eine neue, den fundamentalen Verän-
derungen in Europa angepaßte und zukunftsorientierte 
Grundlage. Er schafft Fundament und Rahmen für eine 
Zusammenarbeit in allen wesentlichen Bereichen. Rumä-
nien wird mit diesem Vertrag in das harmonische Geflecht 
bilateraler Verträge mit Nachbarn und Partnern einbe-
zogen, das die Bundesrepublik Deutschland mit Staaten 
Mittel- und Osteuropas errichtet hat. Damit leistet der 
Vertrag einen Beitrag zur Überwindung der Teilung Euro-
pas und zur Gewinnung der politischen Stabilität auf dem 
Kontinent. 

Der Vertrag schließt folgende Felder der Zusammenarbeit 
ein: Wi rtschaft, Wissenschaft und Technologie, kulturellen 
Austausch, menschliche Begegnungen und nicht zuletzt 
Bekämpfung und Überwindung von Umweltschäden. 
Besonderes Augenmerk wurde der wi rtschaftlichen und 
sozialen Umgestaltung und der Überwindung des Entwick-
lungsgefälles gewidmet. Die Abschnitte über wirtschaft-
liche Zusammenarbeit sind in diesem Zusammenhang 
von hervorgehobener Bedeutung. Die Bundesrepublik 
Deutschland erklärt sich unter anderem bereit, auch multi-
lateral auf die Unterstützung der wi rtschaftlichen Entwick-
lung Rumäniens in Richtung auf eine voll entwickelte 
soziale Marktwirtschaft hinzuwirken. 

Die Achtung der Menschenrechte, die Verwirklichung von 
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie werden wiederholt als 
gemeinsames Anliegen genannt; diesen Prinzipien wird 
damit fundamentale Bedeutung zugewiesen. 

Der Vertrag verknüpft bereits in seiner Überschrift die 
bilateralen Beziehungen mit einer europäischen Perspek-
tive. Er ist auf eine weitere politische und wi rtschaftliche 
Heranführung Rumäniens an die Europäische Gemein-
schaft ausgerichtet. Hierfür soll die Assoziierung die 
Grundlage bilden. Die Abschnitte zu Sicherheit, Abrüstung 
und Rüstungskontrolle sind geprägt von dem Verständnis, 
daß der Aufbau kooperativer Strukturen der Sicherheit in 
Europa auf der Grundlage der KSZE-Dokumente erfolgen 
muß. 

Angesichts der Bedeutung der Minderheitenfrage für die 
weitere Entwicklung der bilateralen und multilateralen 
Beziehungen enthält der Vertrag eine rechtlich verbind-
liche Regelung des Status und der Rechte der deutschen 
Minderheit in Rumänien. Die deutsche Minderheit wird in 
ihrer Existenz förmlich anerkannt. Sie erhält eine gesi-
cherte Grundlage für ihre Entfaltung in der angestammten 
Heimat, indem der europäische Standard der Minderhei-
tenrechte, wie er insbesondere im Dokument des Kopen-
hagener Treffens über die menschliche Dimension der 
KSZE niedergelegt ist, in dem Vertrag völkerrechtlich ver-
bindlich festgeschrieben wird. Darüber hinaus werden 
wesentliche Rechte der deutschen Minderheit im einzel-
nen genannt und ihre Förderung sowie ihr Schutz beider-
seitig bindend ebenso festgelegt wie das Recht der Rumä-
niendeutschen auf Beteiligung an Entscheidungen, die die 

Erhaltung ihrer Identität betre ffen. Diese Regelung des 
Minderheitenschutzes kann als beispielhaft gelten. Beson-
dere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang auch 
der speziellen Schiedsklausel im Minderheitenartikel zu, 
die vorsieht, daß bei Meinungsverschiedenheiten über 
Auslegung und Verwirklichung des vereinbarten Minder-
heitenschutzes die geltenden KSZE-Streitregelungsver-
fahren Anwendung finden. 

Besonderes 

Präambel 

Die Präambel bringt die Entschlossenheit beider Seiten 
zum Ausdruck, an die Tradition der geschichtlich ge-
wachsenen, engen und freundschaftlichen Beziehungen 
anzuknüpfen und sie auf eine umfassende und zukunfts-
weisende neue Grundlage zu stellen. Sie betont die Not-
wendigkeit einer gerechten und dauerhaften europäischen 
Friedensordnung und verweist auf die gemeinsame Ver-
antwortung beim Aufbau eines vereinten und freien 
Europa, in dem Menschenrechte, Demokratie und Rechts-
staatlichkeit geachtet werden. Die angestrebte Mit-
gliedschaft Rumäniens im Europarat und anderen euro-
päischen Institutionen soll diese Werte stärken. Wi rt

-schaftliche Zusammenarbeit, der Beitrag zum gemein-
samen kulturellen Erbe Europas und die Rolle der jünge-
ren Generation bei Dialog und Zusammenarbeit werden 
hervorgehoben. Der Beitrag der deutschen Minderheit 
zum Leben der rumänischen Gesellschaft wird gewürdigt 
und Ihre Brückenfunktion hervorgehoben. Beide Seiten 
unterstreichen ihren Willen, diesen historischen Beitrag 
zum gemeinsamen Wohl wirksam zu erhalten. 

Artikel 1 

Artikel 1 nennt die grundlegenden Vertragsziele. Sie 
umfassen sowohl den bilateralen Aspekt als auch die 
Perspektive eines Europa der Menschenrechte, Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit. Es wird klargestellt, daß die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten auch die der Ange-
hörigen von nationalen Minderheiten einschließen. 

Artikel 2 

Artikel 2 hält die Grundsätze fest, die in Übereinstimmung 
mit dem Völkerrecht, insbesondere der Charta der Verein-
ten Nationen, und mit den KSZE-Dokumenten die bilatera-
len und anderen Außenbeziehungen bestimmen sollen. 
Absatz 3 enthält ein gemeinsames Bekenntnis zum 
Bestand von Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie. Beide Vertragsparteien bekräftigen das 
Selbstbestimmungsrecht aller Völker. 

Artikel 3 

Artikel 3 ist der Unterstützung und dem Ausbau des KSZE-
Prozesses gewidmet. 

Artikel 4 
Artikel 4 befaßt sich mit Fragen der Sicherheit, der Ab-
rüstung, der Rüstungskontrolle und der Kontrolle des 
Exports von Waffen und Rüstungsgütern. 
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Artikel 5 

Artikel 5 betont die Rolle von Konsultationen und regelt die 
Zusammenarbeit von Kommissionen. 

Artikel 6 

Artikel 6 sieht Zusammenarbeit im Rahmen der KSZE und 
der Vereinten Nationen und Verbindungsaufnahme vor in 
Situationen, die eine Bedrohung für den Frieden oder eine 
Verletzung des Friedens darstellen oder gefährliche inter-
nationale Verwicklungen hervorrufen können. 

Artikel 7 

Artikel 7 hat den Austausch zwischen den Parlamenten 
und die Zusammenarbeit von Städten, Gemeinden und 
Regionen zum Inhalt. 

Artikel 8 

Artikel 8 unterstreicht die Bedeutung der regionalen 
Zusammenarbeit und hebt insbesondere die Kooperation 
der Donauanliegerstaaten bei Schiffahrt und in Umwelt-
fragen hervor. 

Artikel 9 

Artikel 9 befaßt sich mit der Mitgliedschaft Rumäniens im 
Europarat und der Heranführung an die Europäische 
Gemeinschaft. Die deutsche Seite erklärt ihre Unterstüt-
zung für die Bemühungen, die Grundlagen für eine weitere 
Heranführung Rumäniens an die Europäische Gemein-
schaft, insbesondere durch den Abschluß eines Assozi-
ierungsabkommens, zu schaffen. 

Artikel 10 

Artikel 10 befaßt sich mit den wi rtschaft lichen Beziehun-
gen. Die deutsche Seite erklärt ihre Bereitschaft, auf eine 
Unterstützung der wi rtschaftlichen Entwicklung in Richtung 
auf eine voll entwickelte soziale Marktwirtschaft hinzu-
wirken und in multilateralen Finanzinstitutionen zusam-
menzuarbeiten. Der Schutz von Investitionen soll weiter-
entwickelt und die Zusammenarbeit bei der Aus- und Weiter-
bildung von Fach- und Führungskräften ausgebaut werden. 

Artikel 11 

Artikel 11 regelt die Zusammenarbeit im Bereich der Land-
wirtschaft. 

Artikel 12 

Artikel 12 befaßt sich mit der Zusammenarbeit beim 
Umweltschutz. 

Artikel 13 

Dieser Artikel hat die Erweiterung und Verbesserung von 
Transpo rt- und Kommunikationsverbindungen zum Inhalt. 

Artikel 14 

Artikel 14 ist der Zusammenarbeit in Wissenschaft und 
Technologie gewidmet. 

Artikel 15 bis 17 

Den Artikeln 15 bis 17 kommt aus deutscher Sicht be

-

sonders große Bedeutung zu. Sie regeln in beispiel

-

hafter Weise die Rechte der deutschen Minderheit in 
Rumänien. 

In Artikel 15 vereinbaren die Vertragsparteien zugunsten 
der deutschen Minderheit, die politischen Verpflichtungen 
zum Schutz nationaler Minderheiten in den KSZE-Doku-
menten als Recht anzuwenden. Damit werden nicht nur 
die Rechte der Rumäniendeutschen gemäß europäischem 
Standard verbindlich festgeschrieben, sondern zugleich 
wird auch ein Beitrag zur allgemeinen Verrechtlichung 
dieses Standards geleistet. In Absatz 2 werden zentrale 
einzelne Rechte der deutschen Minderheit zur Bewe rtung 
und Entfaltung ihrer Identität aufgezählt, darunter auch das 
Recht, wirksam an öffentlichen Angelegenheiten teilzu-
nehmen, einschließlich der Mitwirkung an Angelegenhei-
ten betreffend den Schutz und die Förderung der Identität. 
Absatz 3 hält das Recht jedes Einzelnen fest, sich ohne 
Gefahr von Nachteilen zur deutschen Minderheit zu 
bekennen. Absatz 4 sieht schließlich vor, daß bei Mei-
nungsverschiedenheiten über Auslegung und Verwirk-
lichung der in diesem Artikel verbindlich festgeschriebenen 
Rechte die geltenden KSZE-Streitregelungsverfahren 
anzuwenden sind, wobei beide Vertragsparteien aus-
drücklich darauf verzichten, ein solches Streitregelungs-
verfahren einseitig für unanwendbar zu erklären. Auch 
diese Festlegung eines besonderen, der Materie entspre-
chenden Schiedsverfahrens unterstreicht die besondere 
Bedeutung der Minderheitenregelung. In Artikel 16 ver-
pflichtet sich Rumänien sowohl zu eigener Förderung und 
zum Schutz der deutschen Minderheit als auch dazu, 
deutsche Förderungsmaßnahmen zu ermöglichen und zu 
erleichtern. Rumänien verpflichtet sich, für das Wirken 
deutschsprachiger Schulen und Kultureinrichtungen gün-
stige Bedingungen zu schaffen. Auf diesen Einrichtungen 
ruht die Identität der deutschen Minderheit; die Bestim-
mungen ordnen sich insofern dem in Absatz 1 genannten 
Ziel der Minderheitenregelung zu, den Bestand der deut-
schen Minderheit zu sichern. In Artikel 17 wird festgehal-
ten, daß aus diesen Regelungen kein mit Völkerrecht in 
Widerspruch stehendes Recht abgeleitet werden kann. 

Artikel 18 bis 25 

Artikel 18 bis 25 sind insbesondere den kulturellen Bezie-
hungen gewidmet. Artikel 18 hat die Intensivierung des 
Kulturaustausches auf allen Ebenen und in allen Berei-
chen zum Gegenstand. Artikel 19 hat insbesondere die 
Pflege und Erhaltung der Orte und Kulturgüter, die von 
geschichtlichen Ereignissen, Leistungen und Traditionen 
der anderen Kultur zeugen, zum Inhalt, d. h. Zeugnisse der 
deutschen Minderheit. In Artikel 20 kommt das Bestreben 
beider Seiten zum Ausdruck, das Abkommen über .Kultur-
institute voll auszuschöpfen. Artikel 21 regelt die Zusam-
menarbeit von Schulen, Hochschulen und wissenschaft-
lichen Instituten, während Artikel 22 die Zusammenarbeit 
bei der beruflichen Bildung vorsieht. Artikel 23 sieht die 
Förderung persönlicher Begegnungen und der Zusam-
menarbeit zwischen Parteien und Organisationen vor. Arti-
kel 24 regelt die Förderung des Zugangs zu Sprache und 
Kultur des jeweils anderen Landes und sieht die Entsen-
dung sowie Aus- und Fortbildung von Lehrkräften und die 
Bereitstellung von Lehrmaterial sowie das Bemühen, die 
Möglichkeiten für Sprachenunterricht und Studium von 
Literatur und Kultur zu erweitern, vor. Artikel 25 belegt die 
besondere Bedeutung, die Verständnis und aktive Beteili-
gung der jungen Generation für die Beziehungen haben. 
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Artikel 26 
Dieser Artikel befaßt sich mit der Zusammenarbeit der 
Medien. 

Artikel 27 
Artikel 27 hat die Förderung des Reise- und Fremdenver-
kehrs zum Gegenstand. 

Artikel 28 
Artikel 28 regelt die Zusammenarbeit im Bereich des 
Gesundheitswesens und der Sozialpolitik. 

Artikel 29 
Artikel 29 enthält Aussagen zur Fortentwicklung der 
Rechtsbeziehungen und zur Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität und des Terro-
rismus. 

Artikel 30 
Artikel 30 hat die Zusammenarbeit bei Katastrophenfällen 
und schweren Unglücksfällen zum Inhalt. 

Artikel 31 
Artikel 31 stellt fest, daß sich der Vertrag gegen nieman-
den richtet; er enthält ferner eine allgemeine Unberührt-
heitsklausel vertraglicher Rechte und Verpflichtungen in 
bezug auf andere Staaten. Dies ist unter anderem bedeut-
sam im Zusammenhang mit EG-Verträgen. 

Artikel 32 
Artikel 32 enthält die üblichen Schlußklauseln und die 
Festlegung der Vertragsdauer auf 10 Jahre mit stillschwei-
gender Verlängerungsmöglichkeit um jeweils weitere fünf 
Jahre. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Zu den Eingangsworten 
Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 
„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 
Die Zustimmung des Bundesrates ist gemäß Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, weil durch das 
Abkommen auch das Verwaltungsverfahren von Landes-
behörden geregelt wird. 

Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

1. Vor Abschluß des Vertrags hat gemäß der Lindauer 
Absprache eine umfassende Unterrichtung der Länder 
stattgefunden. 
Die Bundesregierung hat die Ständige Vertragskom-
mission der Länder am 30. März 1992 gebeten, so bald 
wie möglich das Einverständnis der Länder mit dem 
Vertrag herbeizuführen. Die Ständige Vertragskommis-
sion hat sich am 12. Mai 1992 mit dem Vertrag befaßt 
und den Länderregierungen die Erteilung des Einver-
ständnisses empfohlen. Die meisten Länder haben ihr 
Einverständnis bereits erteilt. 

2. Nach Auffassung der Bundesregierung enthält der Ver-
trag keine Vorschriften, die die Zustimmungsbedürftig-
keit des Vertragsgesetzes begründen. Insbesondere 
sind keine Vertragsbestimmungen ersichtlich, die das 
Verwaltungsverfahren von Landesbehörden im Sinne 
von Artikel 84 Abs. 1 GG regeln. Die Stellungnahme 
des Bundesrates enthält insoweit auch keine konkreten 
Hinweise. 








